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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
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Drucksache 16 /643

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU vom 3. Mai 2005

Wirtschaftsstrukturelle Ursachen der Arbeitslosenzahlentwicklung

Aufgrund der politischen Rahmenbedingungen vor 1995, wie zum Beispiel der Nicht-
Bereitstellung von ausreichend Gewerbeflächen, konnten bremische Betriebe ihre
Betriebserweiterungen nicht in Bremen durchführen, sondern siedelten sich im nie-
dersächsischen Umland neu an. Auch die schweren Krisen der Stahl- und Werften-
industrien der 80er Jahre trafen das Land Bremen hart. Viele Menschen verloren
daraufhin ihren Arbeitsplatz.

Die Große Koalition machte es zu ihrer Hauptaufgabe, eine Wende auf dem hiesigen
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt einzuleiten.

Dementsprechend war und ist es Aufgabe der Wirtschaftspolitik, durch verbesserte
Rahmenbedingungen und strukturpolitische Änderungen neue Arbeitsplätze zu si-
chern sowie neue zu schaffen.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

1. In welchen Branchen wurden seit 1995 Arbeitsplätze in Bremen, Bremen-Nord
und Bremerhaven abgebaut?

2. Welche  strukturellen  Ursachen  und  wirtschaftspolitischen  bzw.  globalen  Ein-
flüsse führten zu diesen Entlassungen bzw. zum Stellenabbau?

3. In welchen Branchen wurden dagegen seit 1995 neue Stellen in Bremen, Bre-
men-Nord und Bremerhaven geschaffen?

4. Welche strukturellen Ursachen und wirtschaftspolitischen Einflüsse führten zur
Schaffung dieser neuen Arbeitsplätze?

5. Kann der Senat Schlüsse über die Unternehmensgröße bei der Schaffung neuer
Stellen ziehen?

6. Welche wirtschaftsstrukturellen Besonderheiten spielten bei der hiesigen Beschäf-
tigten- und Arbeitslosenzahlentwicklung eine entscheidende Rolle?

7. Wie hoch ist die Arbeitsplatzdichte in der Stadtgemeinde Bremen im Vergleich zu
anderen Großstädten?

8. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Höhe der Pendlerquote aus dem nie-
dersächsischen Umland in die Städte Bremen, Bremen-Nord und Bremerhaven?

9. Wie hat sich die Zahl der Arbeitslosen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ent-
wickelt?

10. Wie hat sich die Zahl der Beschäftigten im Vergleich zum Bundesdurchschnitt
entwickelt?

Sibylle Winther,
Jörg Kastendiek und Fraktion der CDU
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Antwort des Senats vom 31. Mai 2005

Die Arbeitsplatzentwicklung des Landes Bremen ist eng mit dem eingeleiteten Struk-
turwandel der bremischen Wirtschaft verknüpft. Dieser ist gekennzeichnet durch zwei
Pole: erstens Arbeitsplatzverluste in einigen von Strukturkrisen betroffenen Bereichen
der bremischen Industrie sowie bei den traditionellen Dienstleistungen und zweitens
Arbeitsplatzzuwächse bei den unternehmensnahen Dienstleistungen. Dieser sektorale
Strukturwandel ist begleitet von einer Steigerung der Produktivität und damit verbun-
den einer deutlichen Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der bremi-
schen Wirtschaft.

Der Strukturwandel Bremens wurde bereits in den 80er Jahren durch das Wirtschafts-
strukturpolitische Aktionsprogramm (WAP) eingeleitet. Ausgangspunkt waren die
erheblichen Schrumpfungsprozesse der bremischen Wirtschaft in den 80er Jahren, die
sich vor allem im Nahrungs- und Genussmittelgewerbe durch Produktionsverlage-
rungen in andere Bundesländer sowie im Schiffbau vollzogen, wobei sich die auch
andernorts spürbare Werftenkrise wegen der bis dahin starken Stellung dieser Bran-
che in Bremen besonders stark ausgewirkt hat.

Zu Beginn der 90er Jahre erfuhr die Wirtschaftsstrukturpolitik eine Aufwertung so-
wohl hinsichtlich der eingesetzten Mittel als auch der weiteren Differenzierung der
eingesetzten Programme. Seitdem steht ein breites Instrumentarium an Förderpro-
grammen und Maßnahmen zur Verfügung, das auf eine durchgreifende Modernisie-
rung  der  bremischen  Wirtschaftsstruktur  ausgerichtet  ist.  Dabei  zielt  die  Wirt-
schaftsstrukturpolitik des Landes zuvorderst auf die Schaffung günstiger regionaler
Standortbedingungen, um Investitionen der privaten Wirtschaft auf den Standort
Bremen zu lenken und dadurch neue Arbeitsplätze zu schaffen und vorhandene zu
sichern.

Im Zeitraum 1994 bis 2004 konnte mit dem Investitionssonderprogramm die Wirtschafts-
strukturpolitik des Landes noch einmal deutlich ausgebaut und um zentrale Infra-
strukturprojekte ergänzt werden. Die Wirkungen dieser Maßnahmen stehen im Zen-
trum der aktuellen Debatte über den Erfolg der Sanierungspolitik des Landes Bremen.
Dabei wurde insbesondere die Beschäftigungsentwicklung auf Basis der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten im Sanierungszeitraum einer kritischen Bewer-
tung unterzogen.

Aufgrund der alleinigen Betrachtung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
im Land Bremen ist nach Auffassung des Senats ein falsches Bild der Wirkungen der
Sanierungspolitik entstanden. Zum einen bildet die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung die Arbeitsplatzentwicklung im Land Bremen nur unvollständig ab, da
das Ausmaß der Entwicklung der Selbständigen und der geringfügigen Beschäftigung
und damit der fortgesetzte Wandel der Erwerbsstrukturen unterzeichnet wird. Darü-
ber hinaus kann der Programm- bzw. Sanierungszeitraum nicht mit dem Wirkungs-
zeitraum gleichgesetzt werden.

Die ersten Projekte des Investitionssonderprogramms (ISP) wurden in der ersten Hälfte
des Sanierungszeitraumes auf den Weg gebracht und umgesetzt und haben erst in den
Folgejahren erste Wirkungen gezeigt. Bis zum Ende des Sanierungszeitraumes wur-
den weitere Projekte beschlossen, die erst nach und nach vollständig umgesetzt wer-
den und naturgemäß noch gar keine Wirkungen entfalten konnten. Der Senat hat
mehrfach auf die Bedeutung dieser langfristigen Wirkungsketten hingewiesen. Ins-
besondere in seiner Unterrichtung der Bremischen Bürgerschaft über die Evaluierung
des ISP vom 29. Oktober 2002 hat der Senat deutlich gemacht, dass infolge des Re-
alisierungsverlaufes der ISP-Maßnahmen und der zu erwartenden jeweiligen Wirkungs-
verzögerungen die maximalen Beschäftigungseffekte des ISP erst im Jahre 2016 zu
erwarten sind.

Ein zentrales Problem des Zwei-Städte-Staates Bremen besteht in der anhaltend un-
terschiedlichen Entwicklung Bremens und Bremerhavens. Auch wenn in den ver-
gangenen Jahren eine Reihe von wirtschaftspolitischen Erfolgen in Bremerhaven erzielt
werden konnten, ist die Seestadt nach wie vor vom strukturellen Wandel und seinen
Folgen gekennzeichnet. Das Wegbrechen altindustrieller Strukturen in Verbindung
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mit geringer wirtschaftlicher Dynamik, einer auf hohem Niveau verfestigten Arbeits-
losigkeit und rückläufige Bevölkerung sind typische Begleitumstände dieses Prozes-
ses.

Aufgrund der statistischen Datenlage können die Fragen 1, 3 und 8 nicht differenziert
für Bremen-Nord beantwortet werden. Vor diesem Hintergrund kann nicht in jedem
Fall dargestellt werden, dass insbesondere in Bremerhaven die Arbeitsmarktsituation
relativ zu Bremen-Stadt ungleich problematischer ist. Dies bezieht sich sowohl auf die
deutlich höheren Arbeitsplatzverluste als auch auf die geringere Wachstumsdynamik
in einzelnen Sektoren der Seestadt im Zusammenhang erster Wirkungen regional-
wirtschaftlicher Maßnahmen. Bei der Darstellung sektoraler Entwicklungen werden
die aktuell zur Verfügung stehenden Daten verwendet; diese reichen in der entspre-
chenden sektoralen Gliederung in der Regel bis zum Jahr 2004, z. T. erst bis zu den
Jahren 2002/2003. Bei der Darstellung der Produktivitätsentwicklung einzelner Sek-
toren wird z. T. auf die Umsatzproduktivität (Umsatz je Beschäftigten) Bezug genom-
men. Die Tabellen 1, 2, 3, 8 und 9, auf die Bezug genommen wird, befinden sich wegen
ihres Umfanges im statistischen Anhang. Die Daten beruhen – soweit nicht anders
angegeben – auf Angaben des Statistischen Landesamtes Bremen.

1. In welchen Branchen wurden seit 1995 Arbeitsplätze in Bremen, Bremen-Nord
und Bremerhaven abgebaut?

Tabelle 1 (Anhang) gibt einen Überblick über die bremische Erwerbstätigen-
entwicklung, differenziert nach Wirtschaftszweigen und Stellung im Beruf. Ta-
bellen 2 und 3 zeigen die Erwerbstätigenentwicklung für Bremen und Bremerha-
ven sowie für das Land Bremen im Vergleich zum Bund.

Der Entwicklungsverlauf zeigt bis zum Jahr 1999 insgesamt ein negatives Bild der
Beschäftigungsentwicklung mit einem Tiefststand der Zahl der Erwerbstätigen
von 380.285. Seitdem ist die Zahl der Erwerbstätigen wieder angestiegen und hat
sich bei rund 390.000 stabilisiert. Im Zeittraum 1995 bis 2004 ist ein Arbeitsplatz-
zuwachs in Höhe 2.247 (+ 0,6) zu verzeichnen, gegenüber einem Zuwachs von
2,8 % im Bund. Jedoch ist dieses relativ schlechtere Ergebnis noch auf die an-
haltenden Arbeitsplatzverluste in der zweiten Hälfte der 90er Jahre zurückzu-
führen. Ab dem Jahr 2000 gab es dagegen alljährlich höhere Zuwachsraten (bzw.
geringere Rückgänge) als im Bund. Insgesamt ist seit dem Tiefststand 1999 die
Zahl der Arbeitsplätze in Bremen um 2,8 % gestiegen, während dieser Zuwachs
im Bund bei knapp 1 % lag.

Bei einer sektoralen Betrachtung zeigt sich der Arbeitsplatzabbau vor allem im
Verarbeitenden Gewerbe (- 12.143) und im Baugewerbe (- 4.111). Hinzu kommen
innerhalb des Dienstleistungsbereiches Arbeitsplatzverluste im Verkehrssektor
(- 4.630) sowie im Kredit- und Versicherungsgewerbe (- 2.814) und in der öffent-
lichen Verwaltung (- 6.660). Diesem Arbeitsplatzabbau steht ein Zuwachs um mehr
als 20.000 im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistungen gegenüber.

Ein Vergleich der Erwerbstätigenentwicklung in den Städten Bremen und Bre-
merhaven zeigt für Bremerhaven einen deutlich maßvolleren Arbeitsplatzabbau
im Verarbeitenden Gewerbe und im Verkehrssektor. Allerdings ist die Arbeitsplatz-
bilanz in Bremerhaven mit - 3,4 % deutlich negativ, da im Gegensatz zur Stadt
Bremen mit einem Arbeitsplatzzuwachs in Höhe von 1,3 % in Bremerhaven ein
ausgleichender Zuwachs bei den Dienstleistungen, insbesondere den Unterneh-
mensdienstleistungen, fehlt.

In der Erwerbstätigenentwicklung Bremens ist ein deutlicher Wandel der Er-
werbsstrukturen zu erkennen. Ohne Berücksichtigung der geringfügig Beschäf-
tigten gab es einen Rückgang bei den Arbeitern und Angestellten um 11.246. Bei
den geringfügig Beschäftigten selbst hat die Zahl um 20.188 zugenommen. Bei
der Zahl der Selbständigen ist bis in das Jahr 2000 ein Rückgang zu verzeichnen.
Im Jahr 2001 kehrte sich dieser Trend um und führte seitdem zu einem stetigen
Anstieg der Zahl der Selbständigen. Die Zahl der öffentlich Bediensteten ist eben-
falls stark rückläufig und führte seit dem Jahr 1995 zu einem Rückgang von über
6.600 Personen.

2. Welche  strukturellen  Ursachen  und  wirtschaftspolitischen  bzw.  globalen  Ein-
flüsse führten zu diesen Entlassungen bzw. zum Stellenabbau?

Die massiven Arbeitsplatzverluste in der bremischen Industrie sind im Wesent-
lichen auf die Entwicklungen der dominierenden Branchen des Verarbeitenden
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Gewerbes  (Fahrzeugbau,  Schiffbau,  Ernährungsgewerbe,  Maschinenbau  und
Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung) zurückzuführen. Diese
Arbeitsplatzverluste gehen gleichzeitig z. T. einher mit massiven Umsatzstei-
gerungen  der  branchenzugehörigen  Unternehmen.  So  stand  einem  Umsatz
im Fahrzeugbau im Jahr 1995 in Höhe von rund 7 Mrd. Euro ein Umsatz im Jahr
2004 in Höhe von knapp 12 Mrd. Euro gegenüber. Dies entspricht einer Steige-
rung  um  knapp  70  %.  Für  den  Maschinenbau  ergibt  sich  eine  Steigerung
um knapp 121 %, bei der Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung von
57 %. Beim Schiffbau gab es über den gesamten Zeitraum erhebliche Umsatz-
schwankungen (bedingt durch zeitliche Verzögerungen bei Schiffsablieferungs-
terminen) mit Steigerungsraten von in der Spitze bis 303 % (2001/2000) und Rück-
gängen von 70 % (2003/2002). Das Ernährungsgewerbe verzeichnete bis zum
Jahr 2001 ebenfalls einen deutlichen Umsatzzuwachs von knapp 21 %, der aber
seitdem von Umsatzrückgängen abgelöst wurde.

Damit zeichnet das Verarbeitende Gewerbe Bremens im Betrachtungszeitraum
1995 bis 2004 ein Bild der Entkopplung von Umsatz- und Beschäftigungsent-
wicklung. Dieser Zusammenhang ist auf die Produktivitätsschübe des bremischen
Verarbeitenden Gewerbes zurückzuführen. Anhand der Entwicklung der Um-
satzproduktivität (Umsatz je Beschäftigten) der einzelnen Branchen wird dieses
Bild deutlich: Im Fahrzeugbau konnte seit 1995 eine Steigerung der Umsatz-
produktivität von 115 % erzielt werden. Beim Maschinenbau betrug die Steige-
rung 56 %, bei der Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung 75 %,
beim Schiffbau durchschnittlich zwischen 100 und 200 % und im Ernährungs-
gewerbe 24 %.

Damit haben die dominierenden Branchen des Verarbeitenden Gewerbes ihre
internationale Wettbewerbsposition im Sanierungszeitraum massiv stärken kön-
nen. Diese Stärkung geht allerdings einher mit dem Phänomen des „jobless
growth“, d. h., einem Wachstum der Produktionsleistung durch technologische
Rationalisierungsschübe,  welches  keine  positiven  Beschäftigungseffekte  nach
sich zieht.

Die internationale Wettbewerbsposition der bremischen Industrie zeigt sich an
der über dem Bundesdurchschnitt liegenden Exportquote des bremischen Ver-
arbeitenden Gewerbes. Diese ist seit dem Jahr 1995 (42 %) kontinuierlich gestie-
gen und beträgt in 2004 rund 54 % (Bund 39 %). Dabei ist bemerkenswert, dass
auch am aktuellen Rand trotz des starken Euro und Preisunsicherheiten auf den
Rohstoffmärkten die bremische Industrie ihren Exportanteil weiter steigern konnte.

Die Entwicklung der bremischen Industrie ist nicht losgelöst von der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage und Weltmarktprozessen und – bezogen auf die
bremischen Großunternehmen – konzerninternen Standortwettbewerben zu be-
trachten. So sieht sich beispielsweise die deutsche Automobilindustrie aktuell
gleichzeitig einer geschwächten Binnennachfrage und einer verschärften Aus-
landskonkurrenz gegenüber. Darüber hinaus existieren erhebliche konzernin-
terne Wettbewerbe über die Standorte künftiger Produktionslinien. Ein deutli-
cher Beleg für die in den vergangenen Jahren erreichte Wettbewerbsposition des
Automobilstandortes  Bremen  bietet  die  jüngste  Entscheidung  der  Daimler-
Chrysler-Konzernleitung über den Bau des neuen Geländewagens (Sports Utility
Tourer – SUT). In dieser Entscheidung spiegeln sich zum einen die positive Pro-
duktivitäts- und Kostensituation des DC-Werkes Bremen, zum anderen aber auch
die  wirtschaftsstrukturpolitischen  Maßnahmen  des  Landes  zur  Stärkung  der
Standortvorteile des Bremer Werkes durch Unterstützung des Ausbaus eines engen
Zulieferer-Netzwerkes, wofür vor allem in den letzten Jahren im Gewerbepark
Hansalinie die Voraussetzungen geschaffen wurden.

Auch in anderen Zweigen der bremischen Industrie sind diese scheinbar gegen-
läufigen Tendenzen zu beobachten: Konsolidierung durch Steigerung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitigen Beschäftigungsverlusten ei-
nerseits; andererseits Neustrukturierung von Zulieferer- und FuE-Netzwerken
als Nukleus neuer Beschäftigung in wettbewerbsfähigen Bereichen.

Die Entwicklung im bremischen Baugewerbe folgte der generellen Entwicklung
in der Baubranche. Dabei war die Entwicklung bis in das Jahr 2000 hinein in Bre-
men wie im Bund relativ stabil. Seitdem ist ein kontinuierlicher Arbeitsplatzabbau
im Baugewerbe zu verzeichnen, der allerdings in Bremen etwas moderater aus-
fällt als im Bund. Die insgesamt negative Erwerbstätigenbilanz im Baugewerbe
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ist zum Teil auf die Liberalisierung der europäischen Märkte und den wachsen-
den internationalen Konkurrenzdruck zurückzuführen. Dies führt auch dazu, dass
regionale Bauaktivitäten des Landes Bremen nicht mehr wie im früheren Maße
zu Auftragsvergaben an die lokale bremische Bauwirtschaft führen.

Parallel zum Beschäftigungsabbau in der bremischen Industrie und im Bauge-
werbe vollzog sich auch ein deutlicher Arbeitsplatzabbau im bremischen Verkehrs-
sektor mit über 10 %, der im Bund mit knapp 5 % geringer ausfiel. Der Arbeits-
platzverlust war hier insbesondere zu Beginn der 90er Jahre am stärksten und
führte bis 1999 zu einem Verlust von knapp 10.000 Arbeitsplätzen. Erst in den
Jahren ab 2000 hat auch der Verkehrssektor einen stabilen Pfad eingeschlagen.
Gleichzeitig war in Bremen ein Anstieg der Wertschöpfung um knapp 35 % (2002/
1995) zu verzeichnen, was zu erheblichen Produktivitätsfortschritten führte. So
zeigt sich im bremischen Verkehrssektor eine Produktivitätssteigerung im Um-
fang von knapp 54 % (2002/1995) und damit unter strukturellen Gesichtspunkten
ein ähnliches Bild wie für die bremische Industrie, das in einer verbesserten in-
ternationalen Wettbewerbsposition des Verkehrssektors zum Ausdruck kommt,
ohne dass dies jedoch bereits Beschäftigungssteigerungen nach sich gezogen hätte.
In diesem Bild spiegeln sich insbesondere die enormen Rationalisierungsschübe
im Bereich der bremischen Hafenwirtschaft – ausgelöst durch die Containerisie-
rung des Güterumschlages –, mit der die bremischen Häfen ihre internationale
Wettbewerbsposition  mit  jährlich  steigenden  Umschlagsrekorden  ausbauen
konnten und damit seit dem Jahr 2001 in Bremerhaven wieder zusätzliche Ar-
beitsplätze im Verkehrssektor geschaffen werden konnten. Der Senat sieht in dieser
Entwicklung seine Politik zum Ausbau der häfenbezogenen Infrastruktur bestä-
tigt.

Innerhalb des Dienstleistungssektors kam es auch im Bereich der öffentlichen
Verwaltung zu einem erheblichen Arbeitsplatzabbau; hier wurden seit 1995 rund
22 % der Arbeitsplätze abgebaut, während im gesamten Bundesgebiet der Rück-
gang rund 12 % betrug. In dieser Entwicklung kommt die zweite Säule der Sa-
nierungsstrategie zum Tragen, die neben den Investitionen zur Stärkung der
Wirtschaftskraft des Landes Einsparungen im konsumtiven Bereich vorgenom-
men hat.

Innerhalb des Sektors Finanzierung, Vermietung, Unternehmensdienstleistun-
gen sind bei den Unternehmen des Kredit- und Versicherungsgewerbes zwischen
1995 und dem Jahre 2004 rund 20 % der Arbeitsplätze verloren gegangen. Die-
ser Arbeitsplatzabbau geht ebenfalls einher mit einer Steigerung der Wertschöp-
fung um 18 % und einer entsprechenden Produktivitätssteigerung um über 45 %.
Dieser Wert betrug im Bundesvergleich lediglich rund 30 % bei nahezu gleich-
bleibender Beschäftigung. Auch hier zeigt sich das Bild einer durch Rationali-
sierungsschübe konsolidierten Branche, deren Position gegenüber dem bundes-
weiten Wettbewerb zwar gestiegen ist, ohne dass dies jedoch zu positiven Be-
schäftigungseffekten geführt hätte.

Der Wandel der Erwerbsstrukturen und der damit verbundene Aufbau gering-
fügiger Beschäftigung ist sektoral eindeutig dem Handel und dem Gastgewerbe
zuzuordnen. Die rund 1.100 geschaffenen Arbeitsplätze im Handel setzen sich
zusammen aus rund 4.100 neuen geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen und
dem Verlust von rund 2.600 Vollerwerbsarbeitsplätzen sowie Verlusten bei den
Selbständigen. Im Gastgewerbe ist der Arbeitsplatzzuwachs ebenfalls auf die Ex-
pansion geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse zurückzuführen. Auch im Ver-
kehrssektor ist dieser Trend zu beobachten. Bei den übrigen Dienstleistungen
hingegen ist eine Dominanz geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse bei der
Beschäftigungsentwicklung nicht feststellbar. Der skizzierte Wandel der Erwerbs-
strukturen mit überdurchschnittlicher Entwicklung der Erwerbstätigkeit bei rück-
läufiger sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung ist ein generelles Phäno-
men, dass in städtischen Räumen und insbesondere in Stadtstaaten wie Bremen
gegenüber dem Bundesdurchschnitt besonders ausgeprägt ist.

In dieser Entwicklung der Erwerbsstrukturen spiegeln sich die in den vergange-
nen Jahren vorgenommenen gesetzlichen Erleichterungen zur Schaffung und zur
Aufnahme geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse und die Maßnahmen zur
Förderung von Existenzgründungen. Im Zusammenhang mit den jüngsten Refor-
men am Arbeitsmarkt ist zu erwarten, dass dieser Trend auch künftig anhalten
bzw. noch verstärkt werden wird.
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Aus Sicht des Senats zeigt die Beschäftigungsentwicklung des Landes Bremen
eine deutliche Verschiebung hin zu neuen Dienstleistungen sowie innerhalb der
bremischen Industrie und der traditionellen Dienstleistungssektoren eine Stär-
kung der internationalen Wettbewerbsposition – allerdings zu dem Preis mas-
siver Beschäftigungsverluste noch bis zum Ende der 90er Jahre. Dies ist jedoch
nicht als Scheitern der Sanierungspolitik zu werten. Vielmehr handelt es sich hier
um eine notwendige Voraussetzung für neue Beschäftigung in wettbewerbsfähigen
Bereichen, da nur auf der Basis einer diversifizierten wettbewerbsfähigen Wirt-
schaftsstruktur langfristig Beschäftigungszuwächse zu erzielen sind.

3. In welchen Branchen wurden dagegen seit 1995 neue Stellen in Bremen, Bre-
men-Nord und Bremerhaven geschaffen?

Der massive Arbeitsplatzverlust in der bremischen Industrie konnte durch anhal-
tende Beschäftigungsgewinne bei den Dienstleistungen überkompensiert wer-
den. So wurden im Handel rund 1.100 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen.
Insbesondere das Gastgewerbe hat mit einem kräftigen Beschäftigungszuwachs
von über 44 % bzw. 5.575 Arbeitsplätzen zulegen können. Auch im zusammen-
gefassten Bereich der öffentlichen und privaten Dienstleistungen sind mit rund
1.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen Beschäftigungsgewinne zu verzeichnen gewe-
sen. Berücksichtigt man den Beschäftigungsabbau im öffentlichen Sektor, hat es
hier eine deutliche Verschiebung der Beschäftigung hin zu den privaten Dienst-
leistungen gegeben.

Besonderes Gewicht kommt allerdings dem Bereich der Unternehmensdienst-
leistungen zu, der in Bremen mit über 60 % um 20.824 Arbeitsplätze gewachsen
ist.

Im Vergleich zum Bund ergeben sich beim Handel mit einem Plus von 2,2 % et-
was höhere Zuwächse. Im Gastgewerbe liegt die Entwicklung mit + 34,4 % deut-
lich hinter der bremischen Zuwachsrate zurück. Bei den privaten und öffentlichen
Dienstleistungen gab es im Bund dagegen mit + 9,4 % eine positivere Entwick-
lung.

Im Bereich der Unternehmensdienstleistungen sind bundesweit Arbeitsplatz-
zuwächse im Umfang von 56,5 % zu verzeichnen, was leicht unter dem bremi-
schen Zuwachs liegt.

Betrachtet  man  den  Entwicklungsverlauf  der  Arbeitsplatzzuwächse  bei  den
Unternehmensdienstleistungen zwischen 1995 und 2004, so gibt es insbesondere
ab dem Jahre 1999 einen deutlichen Arbeitsplatzzuwachs, der sich bis zum Jahr
2004 auf hohem Niveau verstetigte.

Bei einer differenzierten Betrachtung der Erwerbstätigenentwicklung in Bremen-
Stadt und Bremerhaven fällt auf, dass sich der kompensierende Zuwachs der Be-
schäftigten im Dienstleistungsbereich in Bremerhaven hauptsächlich auf das Gast-
gewerbe konzentriert. Insgesamt bleibt der Dienstleistungssektor Bremerhavens
durch eine relativ stabile Entwicklung des Handels und Verkehrsbereiches ge-
prägt und weist eine deutliche Schwäche bei den unternehmensnahen Dienst-
leistungen auf, die sich innerhalb des Landes Bremen auf die Stadt Bremen kon-
zentrieren.

4. Welche strukturellen Ursachen und wirtschaftspolitischen Einflüsse führten zur
Schaffung dieser neuen Arbeitsplätze?

Wie in der Antwort zu Frage 2 bereits ausgeführt, vollzieht die bremische Wirt-
schaft einen Strukturwandel, der mit einem Verlust von Beschäftigungsanteilen
im sekundären Sektor einhergeht. Dieser Strukturwandel ist kennzeichnend für
alle hochentwickelten Volkswirtschaften, in denen Arbeitsplatzverluste in Betrie-
ben des Produzierenden Gewerbes durch neugeschaffene Arbeitsplätze in Dienst-
leistungsunternehmen kompensiert werden.

Dieses Bild zeigt sich auch in Bremen, wo alle Dienstleistungsbereiche zusam-
mengenommen bis 1999 mehr oder weniger stabil waren, ab 1999 jedoch eine
deutlich positive Entwicklung vollzogen haben. So entstanden im Dienstleistungs-
bereich zwischen 1995 und 1999 etwa 1,4 % mehr Arbeitsplätze, zwischen 1999
und 2004 betrug dieser Anstieg über 6 %.
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Innerhalb  des  Dienstleistungsbereiches  ist  das  Gastgewerbe  hervorzuheben.
Hier gab es zwischen 1995 und 1996/97 einen moderaten Beschäftigungszuwachs,
der in den Folgejahren sprunghaft anstieg. Zwischen 1997 und dem Jahr 2003
betrug der Arbeitsplatzzuwachs über 37 %. Aufgrund dieser Beschäftigungs-
expansion war die Produktivitätsentwicklung des bremischen Gastgewerbes mit
- 35 % zwar rückläufig, blieb jedoch noch unter der ebenfalls rückläufigen Ent-
wicklung des Bundes (- 37 %).

Insbesondere die Entwicklung des bremischen Gastgewerbes in den Jahren 2003
und 2004 mit deutlichen Steigerungsraten bei den Übernachtungen und Ankünf-
ten deutet am aktuellen Rand eine positive Tendenz an, die mit weiteren Be-
schäftigungszuwächsen korrespondiert. Dieser positive Trend ist nach Ansicht
des Senats auf die konsequente Politik zur Stärkung des Tourismussektors in
Bremen zurückzuführen, die durch die Umsetzung einer Fülle von Projekten im
Bereich der Städte- und Geschäftsreisen erreicht wurde und – unter Berücksich-
tigung der entsprechenden Wirkungsverzögerungen – nunmehr ihre volle Wir-
kung entfalten bzw. künftig noch stärker entfalten werden.

Innerhalb des Strukturwandels hin zum tertiären Sektor ist die Entwicklung der
unternehmensnahen Dienstleistungen von besonderer Bedeutung, da hierin
zukunftsfähige beratungs-, technologie- und wissensintensive Dienstleistungen
abgebildet werden. In diesem Bereich hat Bremen nach wie vor einen erhebli-
chen Nachholbedarf im Vergleich mit anderen Großstädten. Dies hängt zum Teil
mit der Unternehmensstruktur der bremischen Wirtschaft zusammen, die über
teilweise von Großunternehmen ohne Leitungsfunktion dominiert ist und für die
produktionsunterstützende Dienstleistungen in Konzernzentralen außerhalb Bre-
mens vollbracht werden. Erst mit der Umsetzung neuerer Unternehmensent-
wicklungsstrategien und der Auslagerung produktionsferner Tätigkeiten im Ver-
lauf der 90er Jahre haben unternehmensnahe Dienstleistungen am Standort
Bremen an Gewicht gewinnen können.

Dies zeigt sich deutlich am Entwicklungsverlauf dieses Sektors, der in den zu-
rückliegenden Jahren der zentrale Träger für neue Arbeitsplätze in Bremen ge-
wesen ist. Hier wurde ein über dem Bundestrend (56,5 %) liegender Anstieg der
Zahl der Arbeitsplätze um 60 % erreicht. Der Anstieg der Wertschöpfung betrug
37 % gegenüber 27 % im Bund, was angesichts der Beschäftigungsexpansion
zwar einen negativen Produktivitätseffekt nach sich zog, der aber mit - 11 % in
Bremen geringer ausfiel als im Bund (- 14 %). Insgesamt sind im Bereich der unter-
nehmensnahen Dienstleistungen zwischen 1995 und 2004 über 20.000 neue
Arbeitsplätze in Bremen entstanden.

Der Senat hat die Förderung neuer Beschäftigung in unternehmensnahen und
technologie- und wissensintensiven Dienstleistungen massiv unterstützt. Sicht-
barer Ausdruck ist die Entwicklung des Technologieparks Bremen, wo heute über
6.200 Arbeitsplätze in zukunftsfähigen Wirtschaftsbereichen entstanden sind.
Hinzu kommt die Entwicklung weiterer Standorte wie im Bereich der Airport-
Stadt sowie die in Aussicht genommenen Vorhaben im Bereich der IUB in Bre-
men-Grohn und der Überseestadt, in denen hervorragende Standortbedingun-
gen für Unternehmen aus dem Dienstleistungsbereich geschaffen werden. In
Bremerhaven wurden diese Prozesse mit dem Technologiepark Bremerhaven und
dem „t.i.m.e. Port“ sowie im „Entwicklungsgebiet südliche Innenstadt/Forschungs-
und Entwicklungszone Handelshafen“ auf den Weg gebracht. Gestützt werden
diese infrastrukturellen Maßnahmen durch ein differenziertes Programmportfolio
zur Förderung von Forschung und Entwicklung und zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit kleiner und mittelständischer Unternehmen sowie zur Förderung
von Existenzgründungen.

5. Kann der Senat Schlüsse über die Unternehmensgröße bei der Schaffung neuer
Stellen ziehen?

Die  Entwicklung  der  Beschäftigung  nach  Betriebsgrößenklassen  liegt  in  einer
Zeitreihe aktuell nur für die Jahre 1999 bis 2003 vor, differenziert nach Betrieben
mit 1 bis 499 Beschäftigten sowie 500 Beschäftigten und mehr.

Aus den Tabellen 4 und 5 wird deutlich, dass in Bremen im Segment der Betriebe
mit 1 bis 499 Beschäftigten über 4 % zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen wur-
den. Im Segment der Betriebe mit 500 und mehr Beschäftigten wurden dagegen
Arbeitsplätze im Umfang von rund 10 % abgebaut. Im Bund wurden demgegen-
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über in beiden Segmenten Arbeitsplätze abgebaut. Insgesamt ist daher die Be-
schäftigungsbilanz im Bund im Zeitraum 1999 bis 2003 eindeutig negativ, wäh-
rend in Bremen die Beschäftigungsverluste in den großen Unternehmen durch
Beschäftigungsgewinne bei den Betrieben mit 1 bis 499 Beschäftigten ausgegli-
chen werden konnten.

Tabelle 4: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
nach Betriebsgrößenklassen – Land Bremen

Veränderungen

Betriebs- 1999 bis 2003

größenklassen 30.6.1999 30.6.2000 30.6.2001 30.6.2002 30.6.2003 in % absolut

1 bis 499 Be-
schäftigte 198.728 205.890 206.008 206.636 207.311 4,3 8.583

500 und mehr
Beschäftigte   81.428   77.686   80.491   78.017   73.215 - 10,1 - 8.213

Insgesamt 280.156 283.576 286.499 284.653 280.526 0,1 370

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Tabelle 5: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
nach Betriebsgrößenklassen – Deutschland

Veränderungen

Betriebs- 1999 bis 2003

größenklassen 30.6.1999 30.6.2000 30.6.2001 30.6.2002 30.6.2003 in % absolut

1 bis 499 Be-
schäftigte 21.532.907 21.824.092 21.767.087 21.626.626 21.167.124 - 1,7 - 365.783

500 und mehr
Beschäftigte   5.949.677   6.001.532   6.050.027   5.944.521   5.787.562 - 2,7 - 162.115

Insgesamt 27.482.584 27.825.624 27.817.114 27.571.147 26.954.686 - 1,9 - 527.898

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

6. Welche wirtschaftsstrukturellen Besonderheiten spielten bei der hiesigen Be-
schäftigten- und Arbeitslosenzahlentwicklung eine entscheidende Rolle?

Die Ausführungen in den Antworten zu den Fragen 2 und 4 sind vor dem Hin-
tergrund der Struktur der bremischen Wirtschaft am Ausgang der 80er Jahre zu
bewerten. Diese war dominiert von Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes
mit  zum  Teil  nicht  mehr  zukunftsfähigen  Branchen  sowie  einem  Übergewicht
traditioneller Dienstleistungen im Bereich des Handels und des Verkehrswesen
und der öffentlichen Verwaltung. Die übrigen Dienstleistungen, insbesondere zur
Erbringung unternehmensnaher Dienste, waren dagegen deutlich unterrepräsen-
tiert. Der im Land Bremen eingeleitete und in den 90er Jahren im Zuge der Sa-
nierung verstärkte Strukturwandel hat zunächst massive Arbeitsplatzverluste in
den traditionellen Sektoren nach sich gezogen, bei gleichzeitigen überdurch-
schnittlichen Produktivitätseffekten in diesen Bereichen. Diese Entwicklung führte
zu nachlaufenden Arbeitsplatzverlusten insbesondere in Bremerhaven, die teil-
weise bis heute anhalten. Gleichzeitig wurde ein Wandel der Wirtschaftsstruktur
hin zu innovativen und wettbewerbsfähigen Wirtschaftsbereichen vollzogen. Es
ist bekannt, dass es sich hier um langfristige Wirkungsketten handelt, die allerdings
durch  kurzfristige  externe  sektorale  Ereignisse  bzw.  konjunkturelle  Störungen
unterbrochen werden können. Insgesamt ist jedoch festzustellen, dass sich die
bremische Wirtschaft im Gegensatz zu den 80er und 90er Jahren deutlich stabiler
in konjunkturellen bzw. bei einzelnen sektoralen Krisen zeigt.

7. Wie  hoch  ist  die  Arbeitsplatzdichte  in  der  Stadtgemeinde  Bremen  im  Vergleich
zu anderen Großstädten?

Die Arbeitsplatzdichte ist definiert als die Anzahl der Erwerbstätigen am Arbeits-
ort je 1.000 Einwohner am Wohnort. Sie gibt u. a. an, in welchem Umfang ins-
besondere größere Städte ihre oberzentrale Funktion für den Arbeitsmarkt des
jeweiligen Umlandes wahrnehmen. Große Städte stellen damit nicht nur für ihre
eigenen Einwohner, sondern in einem hohen Maße auch für das Umland Arbeits-
plätze zur Verfügung. Dies zeigt sich vor allem in den entsprechenden Pendler-
strömen (siehe hierzu die Antwort auf Frage 8).
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In der folgenden Tabelle wird die Arbeitsplatzdichte für die westdeutschen Groß-
städte ausgewiesen, die von der Bevölkerungsgröße her am nächsten bei Bremen
liegen.

Tabelle 6: Bevölkerung, Erwerbstätige und Arbeitsplatzdichte
ausgewählter westdeutscher Großstädte

Wohn- Erwerbstätige am Arbeitsplatzdichte
bevölkerung Arbeitsort, Jahres- Erwerbstätige je

Stadt 31. 12. 2003 durchschnitt 2003 1.000 Einwohner

Frankfurt a. M. 643.432 590.676 918

Dortmund 589.661 279.127 473

Essen 589.499 296.896 504

Stuttgart 589.161 456.823 775

Düsseldorf 572.511 454.815 794

Bremen 544.853 328.404 603

Duisburg 506.496 211.439 417

Nürnberg 493.553 342.024 693

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen

Der Durchschnitt der hier betrachteten Städte ergibt eine Arbeitsplatzdichte von
647. Damit hat Bremen eine etwas unterdurchschnittliche Arbeitsplatzdichte im
relevanten Großstadtvergleich. Die hohe Arbeitsplatzdichte der Städte Frankfurt,
Düsseldorf und Stuttgart ist vom hohen Dienstleistungsbesatz in deren Wirtschafts-
struktur geprägt. Die relativ niedrigen Werte der Ruhrgebietsstädte Duisburg,
Dortmund und Essen überraschen nicht, besteht doch deren Umland ebenfalls zu
einem großen Teil wiederum aus weiteren Großstädten.

8. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Höhe der Pendlerquote aus dem nie-
dersächsischen Umland in die Städte Bremen, Bremen-Nord und Bremerhaven?

Die Pendlerquoten aus dem Umland in die Städte Bremen und Bremerhaven
werden in der Regel als Einpendlerquoten definiert. Sie berechnen sich aus dem
Verhältnis von sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die ihren Wohnsitz im
Umland, aber ihren Arbeitsplatz in der jeweiligen Stadt haben, zu der Gesamtheit
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort.

Die Pendlersalden für Bremen und Bremerhaven ergeben sich aus der Differenz
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die ihren Wohnsitz außerhalb der
jeweiligen Stadtgrenzen haben und zum Zweck der Berufstätigkeit in die Städte
Bremen und Bremerhaven einpendeln sowie derjenigen, die in den beiden Städ-
ten wohnen, aber einen Arbeitsplatz außerhalb Bremens und Bremerhavens haben.

Für Bremen-Nord liegen keine gesonderte Pendlerquote und kein gesonderter
Pendlersaldo vor. Auch gibt es keine Erkenntnisse über Pendlerbewegungen für
den Teil der Erwerbstätigen, die nicht sozialversicherungspflichtig sind.

Tabelle 7: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (SVB), Einpendler, Aus-
pendler, Pendlersaldo, Einpendlerquote für Bremen und Bremerhaven,

Stichtag 30. Juni 2004

Pendler- Einpendler-
Stadt SVB Einpendler Auspendler saldo quote

Bremen 231.372 97.365 28.223 69.142 42,1 %

Bremerhaven   42.062 18.729   7.371 11.358 44,5 %

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen

Aus vorstehender Tabelle geht hervor, dass zwar weniger als die Hälfte, aber
deutlich mehr als jeder dritte Arbeitsplatz in Bremen und Bremerhaven von einem
Arbeitnehmer aus dem Umland besetzt wird. Demgegenüber haben nur knapp
jeder Sechste aller in der Stadt Bremen wohnenden sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten ihren Arbeitsplatz außerhalb der Stadtgrenzen, in Bremerhaven ist
es etwas mehr als jeder vierte.
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Die Verflechtungen mit dem niedersächsischen Umland können nur auf Landes-
ebene dargestellt werden. Tabelle 8 (Anhang) gibt einen Überblick über die Ein-
und Auspendler sowie den Pendlersaldo des Landes Bremen und der übrigen
Länder. Von den 273.434 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Bremen
haben 101.831 Personen ihren Wohnsitz in Niedersachsen. 23.217 Personen mit
Wohnsitz in Bremen gehen einer Beschäftigung in Niedersachsen nach. Daraus
ergibt sich für das Land Bremen eine Einpendlerquote aus Niedersachsen von
37,2 %.

9. Wie hat sich die Zahl der Arbeitslosen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ent-
wickelt?

Tabelle 9 (Anhang) zeigt die Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen in Bremen-
Stadt, Bremen-Nord, Bremerhaven und für das Land Bremen im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt. Im Zeitraum zwischen 1995 und 2004 ist die jahresdurch-
schnittliche Arbeitslosigkeit im Land Bremen um 5 % angestiegen. In Bremerha-
ven hat sich nach einem vorübergehenden Anstieg um ca. 10 % bis zu den Jah-
ren 1997 und 1998 die Arbeitslosigkeit in 2004 in etwa auf das Niveau von 1995
hin entwickelt. Innerhalb des Landes Bremen weist Bremen-Nord mit einem Zu-
wachs von 10,1 % den höchsten Wert auf. Dabei dürfte sich im letzteren Fall
insbesondere der Zusammenbruch des Bremer Vulkan ausgewirkt haben.

Im Zeitraum von 1995 bis 2004 liegen aber alle Werte im Land Bremen deutlich
unter dem des Bundesdurchschnitts von 21,3 %.

10.  Wie hat sich die Zahl der Beschäftigten im Vergleich zum Bundesdurchschnitt
entwickelt?

Tabelle 3 (Anhang) zeigt die Beschäftigungsentwicklung des Landes Bremen auf
Basis aller Erwerbstätigen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt. Dabei wird
deutlich, dass die bremische Beschäftigungsentwicklung dem sektoralen Ent-
wicklungsmuster der Bundesrepublik folgt. Im Übrigen wird auf die Ausführun-
gen in den Antworten zu den Fragen 1 bis 4 verwiesen.

Tabellenanhang:

Tabelle 1: Erwerbstätige im Lande Bremen (Arbeitsort) nach Wirtschaftsbereichen
und Stellung im Beruf

Tabelle 2: Erwerbstätige (Arbeitsort) in den Städten Bremen und Bremerhaven

Tabelle 3: Erwerbstätige (Arbeitsort) im Lande Bremen und in Deutschland nach
Wirtschaftsbereichen

Tabelle 8: Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ein- und Auspendler, Pendler-
saldo, nach Ländern

Tabelle 9: Entwicklung der Arbeitslosigkeit im Land Bremen und im Bundesgebiet
1995 bis 2004 im Vergleich
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